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Mittelpunkt. Der Sekretär des ZK Friedl
Fürnberg führte dazu aus: „Die Verwirk-
lichung dieser Losung, die Eroberung
von Abgeordnetensitzen durch die Kom-
munisten ist von größter Wichtigkeit für
die Arbeiterklasse, insbesondere in
ihrem Kampf gegen die Reaktion und für
die Erneuerung der Demokratie. Wenn
im Parlament die Stimme der Arbeiter-
klasse unverfälscht klar und entschieden
zu hören sein soll, so müssen Kommuni-
sten ins Parlament gewählt werden. (...)
Die letzten Jahre haben gezeigt, wie sehr
die Kommunisten im Parlament fehlen,
wenn es darum geht, den Frieden und die
Neutralität unseres Landes zu verteidi-
gen. (...) Unsere Losung ‚Kommunisten
ins Parlament‘ ist also bei weitem keine
innerparteiliche Losung. Sie entspricht
dem Klasseninteresse der Arbeiterschaft,
sie ruft die Partei, aber auch unsere
Freunde und Sympathisierenden auf,
schon jetzt mitzuhelfen, die kommenden
Wahlen zu einem Erfolg für die Kommu-
nisten und Linkssozialisten zu machen
und sie kann auch auf Zustimmung bei
Kreisen rechnen, die früher nichtkom-
munistisch gewählt haben, und die jetzt
die Notwendigkeit der Vertretung der
Kommunisten im Parlament erkennen.“5

Letzteres war eine unbegründet opti-
mistische Einschätzung, denn die Natio-
nalratswahl 1962 brachte einen weiteren
Stimmenrückgang. Seither ist es der
KPÖ nicht mehr gelungen, die Hürde für
den Einzug in das höchste parlamentari-
sche Gremium der Republik Österreich
zu überspringen.

ZZuurr PPaarrllaammeennttssttaakkttiikk 
mmaarrxxiissttiisscchheerr PPaarrtteeiieenn

Die KPÖ jener Jahre verstand sich als
revolutionäre Partei und richtete sich da-
her in ihrer Stellung zum Parlamentaris-
mus nach den Grundsätzen, die Karl
Marx, Friedrich Engels, August Bebel,
Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht und
W.I. Lenin erarbeitet hatten. Kurz gesagt
lauteten diese Prinzipien: Das Parlament
ist eine der Formen bürgerlicher Klas-
senherrschaft, dessen Bedeutung nicht
überschätzt werden darf; denn nicht hier,

tatkräftigst unterstützt. Die Sozialrentner,
die Mieter, die Arbeitslosen, die Jugend
und die Intellektuellen haben in den Ab-
geordneten der VO die aktivsten Ver-
fechter ihrer Interessen und ihrer Forde-
rungen gefunden.“3

Etwas eingehender wurde Koplenig
auf dem 17. Parteitag 1957, als er sagte:
„Obwohl wir gegenwärtig nur drei Ab-
geordnete im Parlament haben, gibt es
keine Frage von allgemeinem Interesse,
in der die kommunistischen Abgeordne-
ten nicht auftreten und mit Zähigkeit die
Interessen und Forderungen der Arbei-
terklasse und der werktätigen Bevölke-
rung, die Interessen unseres Volkes und
unseres Landes vertreten. Die Wirkung
unseres Auftretens könnte aber viel
größer sein, wenn das Auftreten unserer
Abgeordneten im Parlament und in den
Landtagen von der gesamten Partei stär-
ker unterstützt würde. Aber auf diesem
Gebiet gibt es große Schwächen. In der
Massenagitation der Partei findet die
Tätigkeit unserer Mandatare viel zuwenig
Widerhall. Unsere Presse begnügt sich in
den meisten Fällen mit der Veröffentli-
chung der Parlamentsreden, ohne beharr-
lich auf die aufgeworfenen Fragen immer
wieder zurückzukommen, den Massen
unseren Standpunkt immer wieder in Er-
innerung zu rufen und auf die Haltung
der anderen Parteien hinzuweisen.

Die kommunistischen Mandatare ver-
treten als Sprecher der Partei die Interes-
sen des arbeitenden Volkes. Aber ihr
Auftreten im Parlament, in den Landta-
gen und in den Gemeinden wird nur
dann wirksam sein, wenn die Tätigkeit
unserer Mandatare mit dem Kampf der
Arbeiter in den Betrieben, in den Ge-
werkschaften, in den Massenorganisatio-
nen eng verbunden ist und wenn diese
Tätigkeit dazu beiträgt, die werktätige
Bevölkerung außerhalb des Parlaments
für ihre Forderungen zu mobilisieren.“4

Erst als die KPÖ nach dem Wahlen
1959 ihre Vertretung im Nationalrat ver-
loren hatte, stellte der 18. Parteitag 1961
die Losung „Kommunisten wieder ins
Parlament!“ geradezu als politische
Hauptaufgabe für die Zukunft in den

Vierzehn Jahre, von 1945 bis 1959,
waren Kommunisten im Natio-
nalrat vertreten, und fünf Jahre,

von 1949 bis 1954, hatte ein weiterer
kommunistischer Mandatar im Bundes-
rat einen Sitz inne. In dieser Zeit gab es
keine Gesetzeslesung, Budgetdebatte,
Regierungserklärung, innen- und außen-
politische, wirtschaftliche, soziale, recht-
liche und kulturelle Frage, zu der sie
nicht das Wort ergriffen. Obzwar stets
der kleinsten Fraktion angehörend, ent-
falteten sie eine in Umfang und Qualität
höchst bemerkenswerte parlamentari-
sche Tätigkeit. Dieses Faktum steht in
auffälligem Kontrast zum bislang gänzli-
chen Fehlen einer historischen Aufarbei-
tung. Spät, aber doch, wollen wir sie in
Angriff nehmen und als Extrakt eines
größeren Vorhabens erste Resultate hier
präsentieren.

EEiiggeennee VVeerrssääuummnniissssee
Die einzige frühere Bemühung, die

Parlamentsarbeit der KPÖ zu beleuch-
ten, verlief im Sande. Ein solcher Plan
wurde Anfang der 1980er Jahre von den
Mitgliedern der Historischen Kommis-
sion beim Zentralkomitee der KPÖ
erörtert. Eva Priester, eine hervorragen-
de Publizistin und Journalistin der
Volksstimme, sollte dazu eine populäre
Broschüre verfassen. Ihr Tod 1982 be-
endete das Projekt, das hinfort nicht
mehr aufgegriffen wurde.1

Es waren aber tiefere, in der marxi-
stisch-leninistischen Ideologie wurzelnde
Gründe dafür maßgebend, dass die KPÖ
in der parlamentarischen Tätigkeit nicht
das Nonplusultra ihres politischen Han-
delns erblickte. Zutage trat das in den Re-
chenschaftsberichten Koplenigs an die
Parteitage 1946, 1948 und 1951, in denen
er zu dem Thema kaum ein Wort verlor.2
Auf dem 16. Parteitag 1954 begnügte er
sich mit folgenden zwei Sätzen: „Die
Mandatare der Volksopposition im Parla-
ment, in verschiedenen Gemeinden und
Landtagen sind für die Forderungen der
werktätigen Bevölkerung eingetreten und
haben den Kampf der Arbeiter und Ange-
stellten für die Verbesserung ihrer Lage

DDiiee KKPPÖÖ iimm PPaarrllaammeenntt
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sondern anderswo fallen unter den
Machtverhältnissen des kapitalistischen
Systems die eigentlichen Entscheidun-
gen; dennoch haben revolutionär-marxi-
stische Parteien die Pflicht, nicht nur an
den Wahlen in die Volksvertretungen
teilzunehmen, sondern auch vom Parla-
ment als Tribüne zur Propagierung de-
mokratischer und sozialistischer Ideen
Gebrauch zu machen; zur Erreichung der
eigenen Ziele hat aber in der politischen
Gesamttätigkeit die Orientierung auf
außerparlamentarische Aktionen, auf den
Kampf der Massen, den Vorrang; des-
halb verknüpfen revolutionär-marxisti-
sche Parteien mit Wahlen und Vertretun-
gen in Parlamenten keine Strategie wie
die Reformisten („Erringung des Sozia-
lismus mit dem Stimmzettel“), sondern
die Taktik, das Parlament – wie Lenin
1906 schrieb – als „eines der Mittel zur
Aufklärung, zur Erziehung und Organi-
sierung des Proletariats“ zu nutzen.6

Diese Prinzipien durchzusetzen und
einzuhalten war leichter gesagt als getan.
Nirgendwo zeigte sich die Gefahr des
Anpassertums eher als in der Parlaments-
praxis. Immer häufiger kam es vor, dass
Mandatare der deutschen Sozialdemo-
kratie, die unter August Bebel eine ins-
gesamt vorbildlich marxistische Parla-
mentsarbeit betrieb7, am bürgerlichen
Legalismus Gefallen fanden und die so-
zialdemokratische Gesamtpolitik auf den
nurparlamentarischen Kampf zu reduzie-
ren suchten. Sie waren es, die die Bebel-
sche Grundregel „Diesem System keinen
Mann und keinen Groschen!“ missachte-
ten. Entsprechend dieser Grundregel
gehörte es zum Wesen der Klassenpoli-
tik einer marxistischen Partei, dass sie
mit der Ablehnung des Budgets zugleich

Man kann sagen, dass, beginnend
schon vor dem Ersten Weltkrieg, die
Bolschewiki in der zaristischen Reichs-
duma13, dann die starke Fraktion der
KPD im Reichstag der Weimarer Repu-
blik14, und, nach 1945, die großen Par-
teien in Frankreich und Italien unter
Thorez und Togliatti, aber auch die
KPÖ, diese Richtlinien marxistischer
Parlamentsarbeit befolgten und in einer
Weise agierten, die dem Sinn, dem In-
halt und den Grenzen kommunistischer
Tätigkeit in bürgerlichen Volksvertre-
tungsorganen angemessen war.

DDiiee GGeesseettzzggeebbuunnggssppeerriiooddeenn
Der österreichische Nationalrat unter-

teilt sein verfassungsmäßig festgelegtes
Wirken in Gesetzgebungsperioden, die
von Neuwahl zu Neuwahl reichen. Kom-
munisten waren von der V. bis VIII. Ge-
setzgebungsperiode im Nationalrat ver-
treten. (Die I. bis IV. Gesetzgebungsperi-
ode fiel in die Zeit der Ersten Republik.)

Die V. Gesetzgebungsperiode auf-
grund der Wahl vom 25. November 1945
dauerte vom 19. Dezember 1945 bis zum
8. November 1949. Die KPÖ erreichte
174.257 Stimmen (5,41 %) und vier
Mandate (ÖVP 85, SPÖ 76).15 Ehemali-
ge Angehörige der NSDAP oder ihrer
Wehrverbände waren bei dieser Wahl
ausgeschlossen (ca. 540.000 Personen).16

Das Grundmandat errang die KPÖ im
Wahlkreis 9-Niederösterreich/Viertel
unter dem Wienerwald (Honner), die
Restmandate im Wahlkreisverband I-
Wien (Fischer und Koplenig), und im
Wahlkreisverband IV-Burgenland, Kärn-
ten und Steiermark (Elser).17

Die VI. Gesetzgebungsperiode dauerte
vom 8. November 1949 bis zum 18.
März 1953. Bei der Wahl am 9. Oktober
1949 ging die KPÖ ein Bündnis mit der
Sozialistischen Arbeiterpartei Erwin
Scharfs ein und kandidierte unter der Be-
zeichnung Kommunistische Partei
Österreichs und Linkssozialisten (Links-
block). Erreicht wurden 213.066 Stim-
men (5,08 %) und fünf Mandate (ÖVP
77, SPÖ 67, VdU 16)18, zwei Grundman-
date im Wahlkreis 4-Wien/Nordost (Ko-
plenig) und im Wahlkreis 9-Niederöster-
reich/Viertel unter dem Wienerwald
(Honner) sowie drei Restmandate im
zweiten Ermittlungsverfahren. Sie ka-
men aus dem Wahlkreisverband I-Wien
(Fischer und Scharf) und dem Wahl-
kreisverband IV-Steiermark, Kärnten
und Burgenland (Elser).19

Die VII. Gesetzgebungsperiode dauer-
te vom 18. März 1953 bis zum 8. Juni
1956. Bei der Wahl am 22. Februar 1953

ihren grundsätzlichen Gegensatz zum
bürgerlichen Staat bekundete.

Dieses Prinzip wurde erstmals von
der sozialdemokratischen Fraktion des
bayrischen Landtages verletzt, als sie
am 1. Juni 1894 dem Budget zustimm-
te.8 Am 28. Mai 1900 geschah dasselbe
im badischen Landtag, was Rosa Lu-
xemburg zu einer ebenso scharfen wie
zeitlos gültigen kritischen Stellungnah-
me bewog.9 Danach bewilligten die so-
zialdemokratischen Abgeordneten am
27. Juli 1907 im württembergischen
Landtag, am 12. August 1908 in der
zweiten Kammer des badischen Land-
tags und am 13. August 1908 im bayri-
schen Landtag das Budget.10

Lenin bezeichnete das 1910 als „ledig-
lich eine der Ausdrucksformen“ der Di-
vergenzen zwischen den beiden Ideen-
welten und Klassentendenzen innerhalb
der deutschen Sozialdemokratie, und
setzte prophetisch fort, dass sie eine Di-
vergenz sei, „die so groß ist, dass sie
zweifellos noch bei viel ernsteren, tiefer-
gehenden und wichtigeren Anlässen in
Erscheinung treten wird“.11 Prompt ge-
schah das am 4. August 1914, als die So-
zialdemokratie im deutschen Reichstag
die Kriegskredite bewilligte und sich da-
mit auf die Seite der imperialistischen
Interessen ihrer eigenen herrschenden
Klasse schlug.

Die Parlamentsarbeit ist ein weites
Feld und birgt oft Probleme, die man
nicht durch die Anwendung schemati-
scher Rezepturen lösen kann. Es gab in
der Geschichte Perioden, in denen die
Volksvertretung eine progressive Rolle
spielte und Gesetze verabschiedete, die
dazu angetan waren, den gesellschaftli-
chen Fortschritt zu befördern. Marxisti-
sche Parteien konnten und durften sich
ihnen gegenüber nicht rein negativ ver-
halten. Friedrich Engels hat 1879 in ei-
nem Brief an August Bebel derartige
Materien genannt, nämlich solche, „in
denen das Verhältnis der Arbeiter zum
Kapitalismus direkt ins Spiel kommt: Fa-
brikgesetzgebung, Normalarbeitstag,
Haftpflicht, Lohnzahlung in Waren usw.
Dann noch Verbesserungen im rein bür-
gerlichen Sinn, die einen positiven Fort-
schritt bilden: Münz- und Gewichtsein-
heit, Freizügigkeit, Erweiterungen der
persönlichen Freiheit etc.“ Und er setzte
mit einem Hinweis von bleibender Aus-
sagekraft fort: In allen anderen Fragen
hätten die sozialdemokratischen Abge-
ordneten immer den „entscheidenden
Gesichtspunkt“ zu behaupten, „nichts zu
bewilligen, was die Macht der Regierung
gegenüber dem Volk verstärkt“.12

Johann Koplenig (1891–1968)
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DDiiee AAbbggeeoorrddnneetteenn
Hier ist nicht der Platz für ausführliche

biographische Würdigungen der insge-
samt sechs kommunistischen Abgeord-
neten. Wir begnügen uns mit Kurzanga-
ben aus den „Handbüchern des öster-
reichischen National- und Bundesrates“,
die insofern interessant sind, weil sie von
ihnen selbst stammen, und zwar auf-
grund von Fragebögen, die sie bei Antritt
des Mandats ausfüllten. In alphabeti-
scher Reihenfolge waren das:

Viktor Elser (1893–1979), „National-
rat, öffentlicher Verwalter der Bergarbei-
terversicherungsanstalt in Graz (Steier-
mark). Volks- und Fachschule. Erlernter
Beruf: Bierbrauer. Militärdienstzeit: 1914
bis 1918. Mitglied des Landtages Steier-
mark 1926 bis 1934, Vizebürgermeister
von Köflach 1924 bis 1934. Von 1919 bis
1934 Bergarbeitersekretär. Politische
Freiheitsstrafe: 1934 Hochverratsprozess
in Graz. 1945 bis 1946 Landeshaupt-
mannstellvertreter von Steiermark.“27

Elser, der als Einziger unter den Ge-
nannten schon in der Ersten Republik
höhere Funktionen in der Sozialdemo-
kratie bekleidete und auch als Einziger
parlamentarische Erfahrungen aus dem
steirischen Landtag hatte, war von 1945
bis Juni 1956 Nationalratsabgeordneter.
Er trat wegen der Ungarnereignisse im
Herbst 1956 aus der KPÖ aus.

Gottlieb Fiala (1891–1970), „Bundes-
rat, Vizepräsident des Österreichischen
Gewerkschaftsbundes. Geboren 14. Ok-
tober 1891. Volks- und Bürgerschule.

Erlernter Beruf: Stanzer. Mitglied des
Zentralkomitees der KPÖ. Politische
Freiheitsstrafen: Wiederholte Strafen
wegen Demonstrationen und politischer
Betätigung.“28

Fiala war von 1949 bis 1954 Bundes-
rat. Wegen seiner Haltung während des
großen Streiks im September/Oktober
1950 wurde er aus dem ÖGB ausge-
schlossen und verlor seine Funktion als
Vizepräsident. 1951 kandidierte er für
die KPÖ bei der Bundespräsidentenwahl
und erzielte im ersten Wahlgang 219.969
Stimmen (5,1 %).29

Ernst Fischer (1899–1972), „Staatsse-
kretär a.D., Nationalrat, Schriftsteller.
Geboren 3. Juli 1899 in Komotau (Tsche-
choslowakei). Realgymnasium. Militär-
dienstzeit: 1917 bis 1918. Staatssekretär
von April 1945 bis Dezember 1945.“80

Fischer war von 1945 bis 1959 Natio-
nalratsabgeordneter. Wegen seiner öf-
fentlichen Stellungnahmen zu den Ereig-
nissen in der Tschechoslowakei wurde er
1969 aus der KPÖ ausgeschlossen.

Franz Honner (1893–1964), „Staatsse-
kretär a.D., Nationalrat, Parteisekretär.
Geboren 4. September 1893 in Friedberg
(Böhmerwald). Volks- und Bürgerschu-
le. Erlernter Beruf: Elektriker. Militär-
dienstzeit: 1914 bis 1918. Mitglied der
provisorischen Staatsregierung vom
April bis Dezember 1945, Mitglied des
Gemeinderates Grünbach am Schnee-
berg von 1923 bis 1928, Funktionär der
Metall- und Bergarbeitergewerkschaft.
Politische Freiheitsstrafen: In den Jahren

wurde erneut ein Bündnis ge-
schlossen, sowohl mit den
Linkssozialisten als auch mit
der Demokratischen Union
Josef Dobretsbergers, und un-
ter der Bezeichnung Wahlge-
meinschaft Österreichische
Volksopposition (VO) kandi-
diert. Erreicht wurden
228.159 Stimmen (5,28 %)
und vier Mandate (ÖVP 74,
SPÖ 73, VdU 14)20, zwei
Grundmandate im Wahlkreis
4-Wien/Nordost (Koplenig)
und im Wahlkreis 9-Niederö-
sterreich/Viertel unter dem
Wienerwald (Honner) sowie
zwei Restmandate im Wahl-
kreisverband I-Wien (Fischer)
und im Wahlkreisverband IV-
Steiermark, Kärnten und Bur-
genland (Elser).21 Der Verlust
eines Mandats trotz Stimmen-
gewinns gegenüber 1949 er-
gab sich aus dem in Öster-
reich angewandten d’Hondt-
schen System bei der Berechnung der
Reststimmen im zweiten Ermittlungs-
verfahren.

Die VIII. Gesetzgebungsperiode dau-
erte vom 8. Juni 1956 bis zum 9. Juni
1959. Bei der Wahl am 13. Mai 1956 er-
reichte man unter dem Namen Kommu-
nisten und Linkssozialisten (KLS)
192.432 Stimmen (4,42 %) und 3 Man-
date (ÖVP 82, SPÖ 74, FPÖ 6)22, ein
Grundmandat im Wahlkreis 4-
Wien/Nordost (Koplenig) und zwei
Restmandate im Wahlkreisverband I-
Wien (Fischer) sowie im Wahlkreisver-
band II-Niederösterreich (Honner).23

Im Unterschied zum Nationalrat wer-
den die Mitglieder des Bundesrates von
den Landtagen für die Dauer ihrer Ge-
setzgebungsperioden und nach dem Ver-
hältnisprinzip ihrer politischen Zusam-
mensetzung gewählt. Der Linksblock er-
reichte bei der zeitgleich mit der Natio-
nalratswahl am 9. Oktober 1949 durch-
geführten Landtags- und Gemeinderats-
wahl in Wien 89.646 Stimmen (7,85 %)
und sieben Mandate (SPÖ 52, ÖVP 35,
VdU 6)24, was ihm einen Sitz im Bun-
desrat einbrachte. Das Mandat nahm
Gottlieb Fiala wahr, der am 6. Dezember
1949 angelobt wurde.25 Er schied infolge
der vom Wiener Landtag am 10. Dezem-
ber 1954 vorgenommenen Neuwahl wie-
der aus dem Bundesrat aus, als die KPÖ
bei fast gleich gebliebener Stimmenzahl
(89.161) und sogar erhöhter Prozentzahl
(8,26 %) ein Mandat verlor und von 7
auf 6 Sitze zurückfiel.26

Die Abgeordneten des „Linksblocks“ im österreichischen Nationalrat (von links):
Johann Koplenig, Franz Honner, Viktor Elser, Ernst Fischer und Erwin Scharf.
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1935 und 1936 Polizeihaft, dann KZ
Wöllersdorf.“31

Honner war von 1945 bis 1959 Natio-
nalratsabgeordneter.

Johann Koplenig (1891–1968),
„Staatssekretär a.D., Nationalrat, Se-
kretär der KPÖ. Geboren 15. Mai 1891
in Hermagor (Kärnten). Volksschule. Er-
lernter Beruf: Schuhmacher. Militär-
dienstzeit: 1915 bis 1920 (einschließlich
der Zeit als Kriegsgefangener). Mitglied
der provisorischen österreichischen Re-
gierung 1945. Vizekanzler von April bis
November 1945. Politische Freiheitsstra-
fen: 1927 mehrmalige Verhaftung, 1934
aus Österreich ausgebürgert.“32

Koplenig war von 1945 bis 1959 Na-
tionalratsabgeordneter. Nach seinem al-
tersbedingten Rücktritt als Vorsitzender
der KPÖ auf dem 19. Parteitag 1965
wurde er Ehrenvorsitzender.

Erwin Scharf (1914–1994), „National-
rat, Obmann der Vereinigung fortschritt-
licher Sozialisten. Geboren 29. August
1914 in Tschebon.33 Volksschule, Real-
gymnasium, Universität. 1944 bis 1945
Angehöriger jugoslawischer Partisanen-
verbände. 1945 bis 1947 Zentralsekretär
der Sozialistischen Partei Österreichs.
Politische Freiheitsstrafen: Zwei Jahre
Zuchthaus (1938 bis 1940).“34

Scharf war von 1949 bis 1953 Natio-
nalratsabgeordneter des Linksblocks und
von 1945 bis 1948 Abgeordneter der
SPÖ. Er wurde wegen seines Eintretens
für eine engere Zusammenarbeit mit der
KPÖ 1948 aus der SPÖ ausgeschlossen,
musste sein Mandat zurücklegen und
schied am 30. Oktober 1948 aus dem Na-
tionalrat aus.35 (Der Ersatzmann, der ihm
folgte, war übrigens Franz Olah.) 1956
führte Scharf seine Partei in die KPÖ

mit allgemeinen Floskeln dahinplaudern,
sondern musste sich in die Materie ver-
tiefen, Sachkenntnis unter Beweis stellen
und durch konkrete Forderungen zeigen,
wie man sich die Gestaltung gesetzlicher
Maßnahmen im Interesse der arbeiten-
den Menschen vorstellte.

Die Aufgabenverteilung sah so aus,
dass Viktor Elser sich auf arbeits- und
sozialrechtliche Fragen konzentrierte,
Ernst Fischer auf Fragen der Außenpoli-
tik, Kultur, Kunst und Wissenschaft,
Franz Honner auf Fragen der allgemei-
nen Wirtschaftspolitik (Steuern, Finanz-
ausgleich, verstaatlichte Betriebe, Preis-
regelung etc.) und der Innenpolitik, Er-
win Scharf auf Fragen der Justiz und des
Wohnungswesens und Johann Koplenig
auf Fragen des Bundeshaushalts sowie
der Regierungspolitik generell.

Natürlich sind damit die Kompetenz-
bereiche nur annähernd umrissen. Als
Scharf 1953 und Elser 1956 aus dem
Nationalrat ausschieden, mussten die
verbliebenen kommunistischen Abge-
ordneten deren Arbeitsgebiete überneh-
men, Honner die von Elser und Kople-
nig sowie Fischer die von Scharf. Die
Aufteilung schloss außerdem zu keinem
Zeitpunkt aus, dass beispielsweise Ernst
Fischer zu Themen das Wort ergriff, die
ihm ansonsten ganz fern lagen, etwa
zum Währungsschutzgesetz (am
19.11.1947), zur Gewerberechtsnovelle
(16.7.1952), zum Spielbankgesetz
(30.6.1954) und zum Auslandsanleihen-
gesetz (30.10.1958).

Analog galt das für alle. Elser hielt
Reden z.B. zum Apothekerkammerge-
setz (am 19.3.1947), zum Geschwore-
nengerichtsgesetz (22.11.1950) und zur
Einhebung einer Sonderabgabe vom
Bier (3.12.1953); Honner z.B. zum Ta-
bakmonopolgesetz (am 13.7.1949), zur
geplanten Aufhebung der Volksgerichte
(22.11.1950), zum Fremdenpolizeige-
setz (17.3.1954) und zur Abänderung
der Hausbesorgerordnung (23.1.1957);
Koplenig z.B. zum Lebensmittelanfor-
derungsgesetz (am 20.3.1946), zum Be-
satzungskostendeckungsgesetz (17.12.
1951), zum Schulerhaltungs-Kompe-
tenzgesetz (13.7.1955) und zum Mutter-
schutzgesetz (13.3.1957); und Scharf
z.B. zum Preistreibereigesetz (am
31.3.1950), zum Investitionsbegünsti-
gungsgesetz (20.7.1951) und zum Pfer-
detoto-Gesetz (25.6.1952).37

Als noch vielseitiger, ja als Generalist
schlechthin musste sich der einzige kom-
munistische Mandatar im Bundesrat,
Gottlieb Fiala, erweisen, wo er zu faktisch
jeder Frage seine Stimme erhob. Die Pa-

über, wo er bis 1989 zu den politischen
Spitzenfunktionären zählte.

SSttaattiissttiisscchheess zzuu ddeenn AAkkttiivviittäätteenn
Die kommunistischen Nationalratsab-

geordneten waren mit drei bis fünf Per-
sonen eine kleine Fraktion und gezwun-
gen, ein weit intensiveres Arbeitspensum
zu bewältigen als die Mandatare der an-
deren Parlamentsparteien. Ein Hinter-
bänklerdasein wie etliche von diesen
konnten sie sich nicht leisten. Sie zählten
daher in jeder der vier Legislaturperi-
oden zu den fleißigsten Rednern.

Spitzenreiter war dabei Viktor Elser,
der in den elf Jahren seiner Parlament-
stätigkeit 213 Reden hielt (im Schnitt
19,3 Reden pro Jahr und 71 Reden pro
Gesetzgebungsperiode). Ihm folgte
Franz Honner mit 217 Reden in 14 Jah-
ren (15,5 Reden pro Jahr, 54,2 Reden
pro Gesetzgebungsperiode). An dritter
Stelle stand Ernst Fischer mit 178 Reden
in 14 Jahren (12,7 Reden pro Jahr, 44,5
Reden pro Gesetzgebungsperiode). Er-
win Scharf hielt in den vier Jahren als
Abgeordneter des Linksblocks 43 Reden
(10,7 Reden pro Jahr, 43 Reden pro Ge-
setzgebungsperiode). Rein von der par-
lamentarischen Arbeitsfrequenz her
muss man bei ihm aber die drei Jahre
seiner Zugehörigkeit zur SPÖ-Fraktion
dazurechnen. Als einer der damals höch-
sten Funktionäre dieser Partei war er im
Nationalrat mit wichtigen Aufgaben be-
traut, saß in nicht weniger als acht Aus-
schüssen, darunter im Hauptausschuss,
war zwei Mal offizieller Berichterstatter
von Gesetzesvorlagen, zwei Mal An-
tragsteller, fünf Mal Anfragesteller und
sieben Mal Redner.

Am wenigsten oft ergriff Johann Ko-
plenig das Wort. Er hielt 109 Reden in
14 Jahren (7,7 Reden pro Jahr, 27 Reden
pro Gesetzgebungsperiode). Ein Grund
dafür war sicherlich seine Belastung als
Parteivorsitzender der KPÖ; es gab aber
auch andere Gründe, auf die wir noch zu
sprechen kommen.

Im Bundesrat gehörte Gottlieb Fiala
mit 101 Reden in fünf Jahren (20,2 Re-
den pro Jahr, noch mehr als Elser) eben-
falls zu den aktivsten Abgeordneten.36

DDiiee AArrbbeeiittsstteeiilluunngg
Wiewohl die Kommunisten im Natio-

nalrat befähigt sein mussten, zu jedem
der zahlreichen (und in der Regel enorm
komplexen) Themen ihre Positionen dar-
zulegen, war eine gewisse Arbeitsteilung
zwischen ihnen notwendig und auch
festgelegt. Zu einer Sache wie dem
Milchwirtschaftsgesetz konnte man nicht

Franz Honner (1893–1964)
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lette reichte vom Steuerermäßigungsge-
setz (am 21.12.1949) und der 5. Opferfür-
sorgegesetz-Novelle (31.10.1950) über
die Mineralölsteuernovelle (19.7.1951)
und Pressegesetznovelle (29.5.1952) bis
hin zum Hochschultaxengesetz
(30.6.1953) und Hochwasserschäden-
gesetz (13.7.1954).38

DDiiee VVoorrbbeerreeiittuunngg
Von den kommunistischen Abgeord-

neten besaß niemand einen akademi-
schen Grad, und lediglich Fischer und
Scharf hatten eine höhere Schulbildung.
Koplenig, Honner, Fiala und Elser
stammten aus einfachsten Verhältnissen,
und mit Ausnahme von Elser und – auf
unterer Ebene – Honner (fünf Jahre Ge-
meinderat in Grünbach) waren sie voll-
kommene Neulinge auf dem parlamenta-
rischen Parkett. Sie eigneten sich die
nötigen Fähigkeiten aber Schritt für
Schritt an und konnten bald den gewieg-
ten Mandataren der anderen Parteien in
jeder Hinsicht Paroli bieten.

Eine entscheidende Rolle spielte dabei
der Stab an Mitarbeitern und Mitarbeite-
rinnen im Apparat der KPÖ, der die Ma-
terialien zu den einzelnen Gesetzesvorla-
gen sammelte und die Parlamentsreden
dem inhaltlichen Gerüst nach entwarf.
Darüber ist leider wenig bekannt. Man
weiß nur, dass im Dezember 1945 Dr.
Eva Schmidt-Kolmer zur Sekretärin der
Parlamentsfraktion bestellt wurde.39 Da
sie schon zwei Monate später nach
Deutschland übersiedelte, folgte ihr
Dr. Fritz Glaubauf am 4. Februar 1946 in
dieser Funktion nach, die er bis 1953
ausübte.40 Anschließend übernahm
Dr. Kurt Weihs bis 1959 den Posten des
Sekretärs der Parlamentsfraktion.41 Die
bemerkenswert gute Informiertheit, von
der die kommunistischen Parlamentsre-
den Zeugnis ablegen, war zweifellos der
stillen wie arbeitsintensiven Aufberei-
tungstätigkeit der beiden hoch qualifi-
zierten Sekretäre und der Angehörigen
ihrer Abteilung zu verdanken. Stützen
konnte man sich dabei auf die seit 1945
systematisch erstellten Dokumentationen
des Schnittarchivs der Österreichischen
Volksstimme und des Wirtschaftsarchivs,
die eine Fülle an Unterlagen zu allen ge-
sellschaftlich, politisch und ökonomisch
relevanten Fragen enthielten.42

Des Weiteren muss man in Rechnung
stellen, dass die KPÖ damals an die
140.000 Mitglieder zählte, praktisch in
jedem wichtigen Betrieb ihre Betriebsrä-
te und in sämtlichen Berufen und Sozial-
schichten ihre Anhänger hatte, sogar un-
ter den Bauern und Kapitalisten. Letztere

lieferten die Gewinne aus den Parteifir-
men brav an die Finanzkommission ab,
waren also keine wirklichen, wussten
aber über die Vorgänge in der üblicher-
weise vor der Öffentlichkeit vernebelten
Sphäre ihrer Branche gut Bescheid. Nicht
zuletzt auch deshalb blieb das, was sich
hinter den Kulissen, in den Etagen der
wirtschaftlichen wie politischen Macht-
hierarchie, abspielte, der Partei keines-
wegs verborgen. Die kommunistischen
Parlamentsreden gerade solchen Inhalts
sind es, die für jede Art einer kapitalis-
muskritischen Geschichtsforschung über
die Zweite Republik hohen Erkenntnis-
wert für sich beanspruchen können.

Das Potenzial an klugen, gebildeten,
informierten Menschen quer durch die
Gesellschaft, die in jenen Jahren ihre
Kenntnisse aus voller politischer Über-
zeugung der KPÖ zur Verfügung stell-
ten, war also erheblich – erheblich ge-
nug, um es auch im Parlament jederzeit
mit den mandatsmäßig viel stärkeren
Parteien punkto Hintergrundwissen und
sachlicher Beschlagenheit aufnehmen
zu können.

IInn ddeenn AAuusssscchhüüsssseenn
Das Wirken des Nationalrats be-

schränkt sich nicht auf die Debatten und
Abstimmungen im Plenum. Ebenso be-
deutsam ist die Tätigkeit der Ausschüs-
se, die er aus seiner Mitte zur Vorberei-
tung der Verhandlungsgegenstände
wählt. Laut der Geschäftsordnung, die
für die Zeit von 1945 bis 1959 in Gel-
tung stand, war es im Allgemeinen dem
Ermessen des Nationalrates überlassen,
die Zahl und Aufgaben der Ausschüsse
sowie die Anzahl ihrer Mitglieder und
Ersatzleute nebst der Verhältniszahl,
nach der die Wahl vorzunehmen war,
selbst zu bestimmen. Bundesverfas-
sungsgesetzlich vorgeschrieben waren
jedenfalls fünf Ausschüsse: der wichti-
ge Hauptausschuss, dessen ständiger
Unterausschuss, der Immunitätsaus-
schuss, der Unvereinbarkeitsausschuss
und der Ausschuss für die Beratung der
Berichte des Rechnungshofes.43 Aber
auch für deren Zusammensetzung galt
das Ermessensprinzip.

Das Charakteristikum der Ausschüsse
im parlamentarischen Leben bestand und
besteht darin, dass die Abgeordneten hier
in der Regel offener sprechen als im Ple-
num. Sind in ihnen Mandatare der Oppo-
sition – und noch dazu Kommunisten –
anwesend, können sie den Vertretern der
Mehrheitsparteien stärker in die Karten
schauen und deren Absichten in Erfah-
rung bringen. Deshalb sind die Beratun-

gen in den Ausschüssen nicht öffentlich
und vertraulich zu halten; ein genaues
Wortprotokoll über die Debatten wird
nicht geführt. Lediglich Zusammenfas-
sungen und Beschlüsse werden in der Par-
lamentskorrespondenz, die intern allen
Abgeordneten zukommt, festgehalten.

Es ist bezeichnend, dass man den kom-
munistischen Abgeordneten vier Jahre,
von 1945 bis 1949, eine Vertretung in
den Ausschüssen zugestand, dann aber
nie wieder. Das anfängliche Gewähren-
lassen hing mit der staatstragenden Rolle
der KPÖ als Gründungspartei der Zwei-
ten Republik zusammen, ein Faktum, das
auch nach der Novemberwahl 1945 in
der Ministerschaft Karl Altmanns zum
Ausdruck kam. Die KPÖ war bis zu des-
sen Rücktritt im November 1947 eben
eine Regierungspartei. Obwohl die 161
Abgeordneten der ÖVP und SPÖ es un-
schwer verhindern hätten können, die
vier kommunistischen Mandatare in die
Ausschüsse aufzunehmen, wurde in der
Weise verfahren. Als es dann 1949 fünf
wurden, hatte sich die politische Wetter-
lage so geändert, dass man sie lieber
nicht mehr als Beobachter in diesen Gre-
mien präsent haben wollte.

Abgeordnete der KPÖ wurden 1945 in
folgende Ausschüsse gewählt: Koplenig
in den Hauptausschuss und als Ersatz-
mitglied in den Ausschuss für Auswärti-
ge Angelegenheiten; Honner in den Fi-
nanz- und Budgetausschuss und als Er-
satzmitglied in den Ausschuss für Sozia-
le Verwaltung sowie den Ausschuss für
Verwaltungsreform; Fischer in den Aus-
schuss für Auswärtige Angelegenheiten
und in den Ausschuss für Verwaltungs-
reform sowie als Ersatzmitglied in den
Verfassungsausschuss; und Elser in den

Ernst Fischer (1899–1972)
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Ausschuss für Soziale Verwaltung und
als Ersatzmitglied in den Finanz- und
Budgetausschuss.44

Aus den im Parlamentsarchiv verwahr-
ten Akten der Ausschüsse aus dieser Zeit
ist ersichtlich, dass die KP-Abgeordne-
ten auch hier eine rege Tätigkeit entfalte-
ten.45 Sie wird bei anderer Gelegenheit
und in einem größeren Rahmen darzu-
stellen sein. Wir beschränken uns hier
nur auf ein Beispiel.

Am 31. Juli 1947 beriet der Hauptaus-
schuss über eine Ausgleichszulage für
die Bundesbeamten. Es heißt da: „Abg.
Koplenig erklärt, dass der vorgeschla-
gene Teuerungszuschlag nur den bereits
eingetretenen Preiserhöhungen, jedoch
keineswegs den nach den neuen Verein-
barungen zu erwartenden Preiserhöhun-
gen entspricht. Nach dem Inkrafttreten
der neuen Tarife und der erhöhten Preise
für alle Konsumgüter werden die Staats-
angestellten weiterhin zu ihrem bisheri-
gen Hungerdasein verurteilt sein, für
manche Kategorien wird sogar eine Ver-
schlechterung eintreten, vor allem für die
Bezieher von kleinen Pensionen. Er stellt
den Antrag, den Teuerungszuschlag
nicht in der Höhe von 36 %, sondern von
60 % zu gewähren.“ Zu Wort meldeten
sich in der Sache weitere Abgeordnete,
darunter Pittermann von der SPÖ und
Grubhofer von der ÖVP. Ergebnis: „Der
Hauptausschuss erteilt sodann unter Ab-
lehnung des Antrages Koplenig der Ver-
ordnung die Zustimmung.“46

DDiiee GGrreennzzeenn
„Ablehnung des Antrags“ – das war in

99 von 100 Fällen das Schicksal kom-

hieben gespickt, stellt sich dieses Instru-
ment des Parlamentarismus heute gleich-
sam als Kaleidoskop der Ereignisse wie
der politischen Atmosphäre jener Zeit
dar. War die Angelegenheit den Regie-
rungsmitgliedern besonders unange-
nehm, schaltete man nicht selten auf stur.

Dazu zwei Beispiele: Im Juni 1952
stellten „Ernst Fischer und Genossen“ an
den Unterrichtsminister Kolb eine An-
frage wegen des „Verbots, den Schau-
spieler Karl Paryla bei den Salzburger
Festspielen zu beschäftigen“.52 Kolb ant-
wortete: „Nach § 65 der Geschäftsord-
nung des Nationalrates kann das befragte
Mitglied der Bundesregierung die Beant-
wortung einer Anfrage mit Angabe der
Gründe ablehnen. Meiner Überzeugung
nach ist der Ton, in dem die Abg. Ernst
Fischer und Genossen ihre Anfrage ge-
halten haben, allein Grund genug, die
Beantwortung abzulehnen.“53

Dasselbe widerfuhr „Erwin Scharf
und Genossen“ mit einer Anfrage im
Februar 1951 zu Korruptionsvorgängen
in der verstaatlichten VÖEST.54 Der
Minister Waldbrunner teilte dazu mit:
„Die obbezogene Anfrage enthält eine
Reihe von Ausdrücken, die ich als
schwere persönliche Beleidigungen be-
trachten muss. Ich lehne es ab, eine in
einem solchen Tone gehaltene, der
Würde des Nationalrates und den parla-
mentarischen Gepflogenheiten wider-
sprechende Anfrage an ein Mitglied der
Bundesregierung zu beantworten.“55

DDiiee ppoolliittiisscchheenn EEttaappppeenn
Worüber in Parlamenten verhandelt

wird, mit welchen Ergebnissen und in
welchem Debattenstil, ist stets ein ge-
treues Abbild der politischen Lage. Der
österreichische Nationalrat bildete hier
keine Ausnahme, ja er war davon in be-
sonderer Weise tangiert, weil zur Kräfte-
konstellation im Inneren auch noch die
zwischen den Weltmächten ins Spiel
kam, die das Land bis 1955 besetzt hiel-
ten. Die Tatsache, dass damals ein kom-
munistischer Staat, die Sowjetunion, auf
einem Viertel des österreichischen Terri-
toriums dazu gehörte und der Alliierte
Rat ein Einspruchsrecht bei allen Geset-
zen hatte, die das Parlament verabschie-
dete, darf in dem Zusammenhang nie
außer Acht gelassen werden.

Die politischen Gegebenheiten und
Veränderungen, die von 1945 bis 1959
im nationalen wie internationalen Maß-
stab vor sich gingen, fanden daher auch
in der Haltung der KPÖ-Abgeordneten
ihren Niederschlag und lassen sich in
vier Etappen gliedern.

munistischer Initiativen im Nationalrat,
sowohl in den Ausschüssen als auch im
Plenum. Nach der damals geltenden Ge-
schäftsordnung war zwar jeder Abge-
ordnete berechtigt, in den Plenarsitzun-
gen des Nationalrates selbstständige An-
träge einzubringen, jedoch musste jeder
Antrag unter Einrechnung des Antrag-
stellers von mindestens acht Abgeordne-
ten unterstützt sein.47 (Seit 1961, als eine
neue Geschäftsordnung in Kraft trat, die
unter anderem auch die Fragestunde
brachte, sind dafür nur mehr fünf Abge-
ordnete erforderlich.)48 Unter diesen
Umständen war es der KPÖ-Fraktion
schon von Haus aus unmöglich, eigene
Anträge im Nationalrat einzubringen,
und machte man das als Einzelperson
am Ende einer Rede als Test für jene,
die sich ansonsten gerne als Arbeiterver-
treter aufspielten, konstatierte der Präsi-
dent bei der Abstimmung regelmäßig:
„Der Antrag ist nicht genügend unter-
stützt und daher abgelehnt“. Abgeordne-
te anderer Parteien zum Mitmachen zu
bewegen, um die Zahl acht zu erreichen,
war wegen des Fraktionszwangs eben-
falls aussichtslos. Man konnte nur Mit-
unterzeichner bei Entschließungsanträ-
gen und Anträgen zur Geschäftsbehand-
lung sein, die von den Abgeordneten der
Mehrheitsparteien eingebracht wurden.
Das war immerhin bei jenen Materien
der Fall, die eine progressive Tendenz
aufwiesen und deren Unterstützung
Kommunisten mit ihrem Gewissen ver-
einbaren konnten. Da es solche Initiati-
ven tatsächlich gab, vor allem in der
V. und VI. Gesetzgebungsperiode, schei-
nen von 1945 bis 1953 Elser als Mit-
unterzeichner von sechs Entschließungs-
anträgen, Fischer von fünf, Honner von
drei, Koplenig von vier und Scharf von
einem Entschließungsantrag auf.49

Anders und besser stand es beim
Recht, schriftliche Anfragen an die Bun-
desregierung bzw. einzelne Minister ein-
zubringen. Sie mussten lediglich von
fünf Abgeordneten unterstützt sein.50 Ge-
nau diese Zahl erreichte die KPÖ in den
Jahren 1949 bis 1953, was man weidlich
ausnützte. Elser stellte in der VI. Gesetz-
gebungsperiode Anfragen in 40 Fällen,
Fischer in 45, Honner in 41, Koplenig in
25 und Scharf in 14 Fällen.51

Ihre Inhalte ebenso wie die Antworten
der Minister, die als Beiblatt zur Parla-
mentskorrespondenz in eigenen Anfra-
gen- und Antwortenbänden der Legisla-
turperioden aufscheinen, sind hochinter-
essant. Von beiden Seiten manchmal
sachlich und in ruhigem Ton gehalten,
zumeist aber polemisch und mit Seiten-

Viktor Elser (1893–1979)
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Die erste Etappe dauerte von 1945 bis
zur Jahreswende 1947/48. Sie war ge-
kennzeichnet vom damaligen Selbstver-
ständnis als staatstragender Partei und
fand Ausdruck in der Rede, die Ernst Fi-
scher namens der KPÖ-Fraktion am
21. Dezember 1945 zur Regierungser-
klärung von Bundeskanzler Figl hielt.56

Er hieß sie „im Wesentlichen“ gut,
sprach die Bereitschaft zur Mitarbeit aus
und sagte: „In der engen und vertrauens-
vollen Zusammenarbeit aller wahrhaft
demokratischen und fortschrittlichen
Kräfte, in einer neuen Einheit des Volkes
würden wir die beste Bürgschaft der De-
mokratie und unabhängigen Entwick-
lung erblicken. (...) Wir sehen in der vom
Bundeskanzler vorgeschlagenen Kon-
zentration der Kräfte einen Schritt vor-
wärts, eine ernste Möglichkeit, die
zurückzuweisen weder demokratisch
noch österreichisch wäre. Wir haben uns
daher entschlossen, in die Regierung ein-
zutreten, und werden für sie stimmen.“57

Er erntete dafür im ganzen Haus „lebhaf-
ten Beifall und Händeklatschen“.

Die KPÖ hat diese Etappe schon nach
kurzer Zeit sehr selbstkritisch einge-
schätzt, obwohl ihr niemand den Vor-
wurf machen konnte, in den zwei Jahren
„staatsfromm“ gewesen zu sein und alle
von oben gesetzten Maßnahmen befür-
wortet zu haben. Auf dem 14. Parteitag
1948 sagte Koplenig dazu: „Der Um-
stand, dass wir mit Vertretern der Bour-
geoisie in der Regierung zusammengear-
beitet haben und sehr viele politische
Fragen auf dem Weg der Parteienverein-
barungen gelöst werden mussten, hat
manchmal die Tatsache verschleiert,
dass in einer Klassengesellschaft jeder
politische Kampf eine Erscheinung des
Klassenkampfes ist, auch wenn das nicht
immer offen zum Ausdruck kommt. (...)
Wir haben die Konsequenzen der verän-
derten Lage in der Welt und in Öster-
reich nicht rechtzeitig gezogen und zu
lange an Begriffen festgehalten, die in
der neuen Situation keine Geltung mehr
hatten. So haben wir noch zu einem Zeit-
punkt von der demokratischen Einigung
auf dem Wege der Zusammenarbeit mit
den Spitzen der beiden anderen Parteien
gesprochen, wo die für Österreich not-
wendige Zusammenfassung der demo-
kratischen Kräfte nur mehr im Kampf
gegen die mit dem amerikanischen Kapi-
tal verschworenen Spitzen der VP und
SP möglich war. (...) Zu einer Zeit, wo
die Regierung bereits eine offene Agen-
tur des amerikanischen Imperialismus
geworden war, haben wir noch Wert auf
gemeinsame Kundgebungen gelegt, an-

statt kühn und entschlossen ihren Verrat
an der österreichischen Unabhängigkeit
zu entlarven. Da wir verspätet erkannten,
dass sich der Charakter der Regierung
und ihrer Politik grundlegend geändert
hatte, waren wir auch nicht imstande, un-
sere ganze Sprache und unsere Argu-
mente rechtzeitig auf die Perspektive
verschärfter Klassenkämpfe umzustel-
len. Wir haben vom Wiederaufbau der
Wirtschaft gesprochen, ohne die Bestre-
bungen zum Wiederaufbau des Kapita-
lismus klar und rechtzeitig zu
entlarven.“58

Die zweite Etappe dauerte von 1948
bis 1953. Sie war, als der Kalte Krieg auf
dem Höhepunkt stand und geradezu hys-
terische Formen annahm, die Zeit der
schärfsten Opposition der Partei und ei-
ner erbitterten Konfrontation mit der Re-
gierung und den Mehrheitsparteien (vice
versa) im Parlament. Der Einzug des
deutschnational-reaktionären VdU in
den Nationalrat 1949 goss dabei nur wei-
teres Öl ins Feuer. Einsamer Gipfel war
die Sitzung am 12. Oktober 1950 über
den Massenstreik, eine der stürmischsten
in der gesamten Geschichte des öster-
reichischen Parlamentarismus, als über
die Kommunisten ein Hagel an Anschul-
digungen niederging. Franz Honner, im-
mer wieder von wütenden Zwischenru-
fen unterbrochen, hielt an diesem Tag
seine vielleicht größte Rede. Nicht weni-
ger standhaft zeigten sich Ernst Fischer,
Erwin Scharf und Viktor Elser, die vor
allem darlegten, was zu dem Streik ge-
führt hatte.59 Der Hauptheld, der im Ok-
tober 1950 angeblich Österreich vor der
kommunistischen Machtübernahme ret-
tete, Franz Olah, meldete sich – man
glaubt es kaum – nicht zu Wort und wur-
de sogar in den Reden der SPÖ- und
ÖVP-Abgeordneten nur ganz am Rande
erwähnt, woraus man wieder einmal er-
sehen kann, dass den Herrschenden ge-
nehme Geschichtslegenden wie die vom
kommunistischen Putschversuch unaus-
rottbar sind und einer faktischen Beweis-
führung keineswegs bedürfen.

Die dritte Etappe umfasste die Jahre
1953 bis 1955. Da sich die Regierung
Raab, seit 2. April 1953 im Amt, vom bis
dahin üblichen rüden Antisowjetismus in
der Erkenntnis abkehrte, dass der Staats-
vertrag in Konfrontation zur UdSSR
nicht zu erreichen war, und auch die
sowjetische Besatzungsmacht erleich-
ternde Schritte wie die Aufhebung der
Personenkontrolle an den Demarkations-
linien setzte, trat im Parlament eine
sichtliche Entspannung ein. Der KPÖ-
Fraktion kommt in diesem Zeitabschnitt

das Verdienst zu, den Status der Neutra-
lität als Schlüssel auf dem Weg zum
Staatsvertrag vor allen anderen im Natio-
nalrat aufgezeigt und gefordert zu haben.
Als beides Wirklichkeit wurde, erlebte
das Parlament anlässlich der Verabschie-
dung des Bundesverfassungsgesetzes
über die immerwährende Neutralität am
26. Oktober 1955 eine der würdigsten
und versöhnlichsten Sitzungen, auf der
Ernst Fischer namens der KPÖ die beste
seiner vielen guten Reden hielt.60

Die vierte Etappe dauerte von 1955 bis
1959. Sie war bereits geprägt von den
schweren Erschütterungen, die die Ent-
hüllungen Chruschtschows über Stalin
auf dem 20. Parteitag der KPdSU und die
Ereignisse in Ungarn 1956 in der KPÖ
hervorriefen. Nur mit knapper Not konn-
te bei der Nationalratswahl am 13. Mai
1956 das Grundmandat in Wien erreicht
werden, und der Rückgang des Einflus-
ses in- und außerhalb des Parlaments war
unverkennbar. Die Aggressivität gegenü-
ber den drei verbliebenen KPÖ-Abge-
ordneten verschärfte sich erneut und
paarte sich mit Ignorieren und ostentati-
ver Geringachtung. Das äußerte sich in
der Weise, dass die Mandatare der ande-
ren Parteien (mit ein oder zwei Ausnah-
men zum Zweck des Festhaltens ihrer
Zwischenrufe im stenographischen Pro-
tokoll) fast immer geschlossen den Sit-
zungssaal verließen und sich im Parla-
mentsbuffet labten, sobald ein Kommu-
nist zum Rednerpult trat. „Leeres Haus!“
statt „Hohes Haus!“ lautete dann die iro-
nische Eingangsfloskel, mit der Kople-
nig, Honner und Fischer in der Gewiss-
heit darauf reagierten, dass auch so ihre
Ausführungen der Mit- und Nachwelt er-
halten bleiben.

Erwin Scharf (1914–1994)
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gen von VdUlern wie Karl Hartleb, Hel-
fried Pfeifer, Fritz Stüber, Viktor Rei-
mann, Max Stendebach u.a. regten ihn
maßlos auf und veranlassten ihn zu zahl-
reichen empörten Zwischenrufen. Trotz-
dem waren auch seine Reden inhalts-
und sachkenntnisreich sowie dadurch ge-
kennzeichnet, dass sie, in schonungslos
kritischem Ton gehalten, die hinter den
Gesetzesvorlagen stehenden Klassen-
interessen bloßlegten. 

Erwin Scharf ähnelte im Auftreten
Viktor Elser. Er sprach in nüchterner
Weise pointiert das Wesen der Dinge an,
war immer gut vorbereitet und ließ sich
von verbalen Anwürfen, die ihm als
„Verräter“ seitens der SPÖ-Mandatare
nur zu oft entgegenschallten, nicht aus
der Ruhe bringen.

Bleibt Gottlieb Fiala. Seine Reden wa-
ren kurz und bündig, und er hatte das,
was man ein „gesundes Mundwerk“
nennt, Witz und die Fähigkeit, schnell
mit treffenden Worten den (meist ni-
veaulosen) antikommunistischen Zwi-
schenrufen Kontra zu geben. Den etwas
verschlafenen, weil in der Bedeutung
dem Nationalrat in augenfälliger Weise
zurückstehenden Bundesrat belebte er
damit ungemein.

AAuussbblliicckk:: VVoomm NNuuttzzeenn ddeerr 
BBeesscchhääffttiigguunngg mmiitt ddeemm TThheemmaa
Um die Tätigkeit der kommunistischen

Abgeordneten wirklich würdigen zu
können, ist aber in erster Linie die inhalt-
liche Analyse ihrer Reden nötig. Stellt
man in Rechnung, dass es im Verlauf der
vierzehn Jahre nicht weniger als 861 wa-
ren, von denen manche bis zu zehn
(zweispaltige) Seiten in den gedruckten
Protokollen umfassen, wird einem die
Dimension eines solchen Vorhabens erst
bewusst. Eine historische Darstellung
muss sich daher auf eine Auswahl be-
schränken, und das sind vornehmlich
Debattenbeiträge, denen eine bis in die
Gegenwart reichende, bleibende Bedeu-
tung zukommt.

Davon gibt es genug: Reden zur Art
und Weise, wie die Restauration des Ka-
pitalismus nach 1945 in Österreich vor
sich ging; Reden zur Notwendigkeit von
öffentlichem Eigentum und sozialer Da-
seinsvorsorge; Reden zum antifaschi-
stisch-demokratischen Gründungsauf-
trag der Zweiten Republik und zum Her-
angehen an das Nationalsozialistenpro-
blem; Reden zur Neutralität, zu den Mo-
tiven ihrer Gegner und zu den Bestre-
bungen jener, die sie schon bald nach
dem Wirklichwerden wieder zu untermi-
nieren trachteten; Reden zur gesetzlichen

VVoonn ddeerr QQuuaalliittäätt 
ddeerr RReeddeenn uunndd RReeddnneerr

Der Autor hat zwar in seiner Jugend
Koplenig, Fischer und Honner als Redner
noch selbst erlebt, zumeist am 1. Mai, ei-
ne Einschätzung ihrer Fähigkeiten auf
dem Gebiet (und der von Elser, Fiala und
Scharf) muss sich aber auf die gedruck-
ten Texte der stenographischen Protokol-
le stützen. Sie sind insofern nicht ganz
wortgetreu, als man laut Geschäftsord-
nung 24 Stunden Zeit hatte, die Nieder-
schriften der Parlamentsstenographen
„zwecks stilistischer Korrektur“ zu über-
arbeiten, ohne sie inhaltlich zu verän-
dern.61 Das ist auch absolut notwendig,
denn selbst dem perfektesten freien Red-
ner unterlaufen grammatikalische und
syntaktische Fehler. Jeder, der schon ein-
mal das zweifelhafte Vergnügen hatte,
einen Tonbandmitschnitt zu transkribie-
ren und genötigt war, den Wortlaut in ak-
zeptablem Deutsch für den Druck aufzu-
bereiten, weiß das.

Im Parlament war das Herunterlesen
vom Blatt einst ausdrücklich verboten
und ist nach wie vor zumindest verpönt.
Nur die Benützung von Notizzetteln mit
Stichworten und das Zitieren aus Tex-
ten ist legitim und dem rhetorischen
Verhaltenskodex eines/einer Abgeord-
neten angemessen. 

Vertieft man sich in die stenographi-
schen Protokolle, dann steht von der
Rednerqualität her Ernst Fischer an er-
ster Stelle, nicht nur innerhalb der KPÖ-
Fraktion, sondern unter allen Mandata-
ren im Hause. Er hatte die Gabe, kompli-
zierte Sachverhalte auf den Punkt zu
bringen, unnötige Wortkaskaden,
Schachtelsätze und Abschweifungen zu

vermeiden und den jeweils prägnante-
sten Ausdruck zu gebrauchen. Die intel-
lektuelle Überlegenheit und profunde
Bildung, die er den anderen voraushatte,
brachte er allerdings gerne zur Geltung,
was die minder fähigen Abgeordneten
der übrigen Parteien oft ärgerte und zu
Angriffen unter der Gürtellinie
veranlasste. Im Allgemeinen aber be-
wunderte und beneidete man ihn heim-
lich ob seiner Redekunst.

Ein in anderer Weise sehr guter Redner
war Franz Honner. Er überzeugte durch
sein leidenschaftliches Eintreten für die
Anliegen der arbeitenden Menschen.
Weil von cholerischem Temperament,
wurde er durch Zwischenrufe immer
wieder gezielt provoziert, die er aber
schlagfertig zu parieren verstand. Der
VdU-Abgeordnete Fritz Stüber schilder-
te eine solche Szene: „Wenn nämlich die
Abgeordneten der KPÖ die alte Klage-
leier anstimmten, dass die Kapitalisten
zuwenig Steuer zahlten, dann scholl ih-
nen im Chor regelmäßig der Zwi-
schenruf entgegen: ‚USIA‘. (...) Als da-
her dem Kommunisten Honner wieder
einmal von einem ÖVP-Mandatar, der
fäusteschüttelnd wütend von seinem Sitz
aufsprang, der bekannte Zwischenruf ge-
macht wurde, antwortete ihm jener mit
großer Ruhe: ‚Schrein S’ dreimal
‚USIA‘ und setzen S’ sich wieder hin!‘
Honner hatte zwar nicht das Recht, aber
die Lacher auf seiner Seite.“62

Viktor Elser sprach immer streng zur
Sache, ohne rhetorische Schnörkel und
außertourliche polemische Attacken. Er
wurde deshalb auch fast nie durch Zwi-
schenrufe gestört – bei den Kommunis-
ten eine Seltenheit. Seine Debatten-
beiträge zu sozial- und arbeitsrechtlichen
Fragen lesen sich wie Referate eines Do-
zenten auf Gewerkschafts- und Betriebs-
räteseminaren, sind aber vom Inhalt her
ungewöhnlich informativ. Experten auf
dem Gebiet ebenso wie Sozialhistorike-
rInnen könnten, wenn sie wollten, auch
heute noch daraus Nutzen ziehen.

Johann Koplenig war die Rednergabe
nicht in die Wiege gelegt, ein Mangel,
über den er selbst Bescheid wusste und
der seine relative Zurückhaltung beim
Wortergreifen erklärt. Er glich diese
Schwäche durch seine respekteinflößende
Persönlichkeit und die glühende Partei-
nahme für die Interessen der Werktäti-
gen aus, die man bei ihm als Kommunis-
ten mit Leib und Seele im Parlament ver-
spürte – obwohl das nicht der Ort war,
wo er sich sonderlich wohl fühlte. Typen
wie die „Kapitalistenlakaien“ in den Rei-
hen der ÖVP und SPÖ, ganz zu schwei-

Gottlieb Fiala (1891–1970)
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